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Unabhängigkeit -- bb) Kritik an der Beschränkung richterlicher
Meinungsfreiheit -- cc) Würdigung des Umgangs mit
außergerichtlichen Meinungsäußerungen von Richtern in der
Medienöffentlichkeit -- (1) Kein Vertrauen durch außergerichtliche
Meinungsäußerungen von Richtern -- (2) Drohende Verletzung des
Rechts auf einen gesetzlichen Richter -- (3) Vertrauen durch
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Bedeutung der Position des Richters.
III. Weitere Verfahrens- und Persönlichkeitsrechte als Grenzen der
Medienöffentlichkeit der Rechtsprechung.
The study analyses how the opposing legal interests can be balanced in
the reporting on judicial proceedings and case law as well as in the
opinions expressed by judges in the media, and to what extent a
communicative approach to judicial public relations can complement
the balance achieved within the framework of the regulatory approach.
In doing so, constitutional theory and, for a better understanding of the
potential effects on the media, above all communication science
findings will be used. The relevant case law of the European Court of
Human Rights is taken into account as well as current legal
developments in England and France.
Die Arbeit analysiert, wie die gegenläufigen Rechtsgüter bei der
Berichterstattung über Gerichtsverfahren und Rechtsprechung sowie bei
Meinungsäußerungen von Richtern in den Medien in einen Ausgleich
gebracht werden können, und inwiefern ein kommunikativer Ansatz
justizieller Öffentlichkeitsarbeit den im Rahmen des regulatorischen
Ansatzes erzielten Ausgleich ergänzen kann. Dabei werden
verfassungstheoretische und für das bessere Verständnis der
potentiellen Medienwirkungen vor allem
kommunikationswissenschaftliche Erkenntnisse herangezogen. Die
einschlägige Rechtsprechung des Europäische Gerichtshofs für
Menschenrechte wird ebenso berücksichtigt, wie die aktuelle
Rechtsentwicklung in England und Frankreich.


